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Lebensader oder
Umweltsymbol

E s sinddie immerglei-
chen Reflexe in der
Verkehrspolitik.

Kaum sitzt der Rhein auf
dem Trockenen, holt die
Politik die Schiffsglocken
raus und schlägt Alarm.
Vor allem in Nordrhein-
Westfalen. Weil sich so-
fort alle daran erinnern, dass der
Rhein nicht nur die meistbefahrene
Wasserstraße Europas ist, auf der
rund 40 Prozent des Güteraufkom-
mens der Binnenschifffahrt in der
Europäischen Union abgewickelt
werden, sondern für die Schlüssel-
industrien des Industrielands NRW
von existenzieller Bedeutung. Vor
allem für die chemische Industrie
und die Stahlproduktion. OhneBin-
nenschiff läuft da gar nichts.
Das alles ist nicht neu. Über den

katastrophalenZustandderWasser-
straßen in NRWhat der Landtag zu-
letzt vor einem Jahr debattiert. Im
Vergleich zu dieser Bestandsauf-
nahme befindet sich die Deutsche

Niedrigwasser bremst die Schiffe auf demRhein aus –
Politik hatte Vertiefung des Stroms abgelehnt

200MillionenEurokosten
soll, aus Rücksicht vor
Umweltschützern und
den Kreisverbänden ihrer
Partei in die Knie gegan-
gen sind. Das war eine
Steilvorlage für denBund,
die knappen Gelder aus
dem Infrastrukturtopf

eben nicht in den Rhein zwischen
KrefeldundDüsseldorf, sondernan-
derswo zu investieren.
Warum also sollte sich der neue

Bundesverkehrsminister Steffen
Bilger(CDU)nachdemüberraschen-
denRauswurfseinesglücklosenVor-
gängers fürdieBinnenschifffahrt im
Industrieland NRW ins Zeug legen,
wenn nicht einmal die Landesregie-
rung mit einer Stimme spricht? Ge-
meinsam mit Rheinland-Pfalz, Ba-
den-Württemberg und Hessen wer-
de er dem Bund im September beim
Ausbau des Rheins schonBeinema-
chen, kündigtVerkehrsministerOli-
ver Krischer an. Der Umweltminis-
ter in ihm war da zuletzt anderer
Meinung. Man müsse die Schiffe
dem Rhein anpassen, nicht umge-
kehrt, so sein Credo in der letzten
Dürreperiode imAugust 2022.
Diese Auffassung vertritt die

NRW-Wirtschaftsministerin Mona
Neubaur bis heute. Für sie ist eine
Vertiefung keine Lösung. Pragma-
tisch, technologieoffen und im Ein-
klang mit der Natur müsse man mit
dem Rhein umgehen. Vater Rhein
müsseaucheinSymbolsein,„wiewir
unseren Industriestandort dem Kli-
mawandel anpassen“. Angesichts
dieser Widersprüche scheint es gut
möglich, dass auch der neue Ver-
kehrsminister inBerlinkeineVeran-
lassung sieht, frisches Geld nach
NRW zu pumpen. Die Entwicklung
neuer Binnenschiffe, die selbst bei
einem Rekord-Niedrigwasser mit
voller Ladung fahren können, liegt
außerhalb seines Zuständigkeitsbe-
reichs.
Ja. Der Rhein mit all seinen My-

then und Sagen mag auch ein Sym-
bol sein. Aber er ist vor allemdie Le-
bensaderfürdasIndustrielandNRW.
Und ein Umweltschützer. Ein Bin-
nenschiffkannbiszu180Lastwagen
ersetzen. Für den Transport großer
Mengen an Kohle, Erzen, Mineralöl
und Chemikalien und Großanlagen
ist er unersetzlich.Werwill schon in
Nord-Westfalen leben?

LEITARTIKEL

Bahn in einem paradiesischen Zu-
stand. Und dabei geht es nicht nur
um den Rhein, dessen Ausbau zwi-
schen Köln und Duisburg und am
Mittelrhein zwischen Koblenz und
MainzsichbisindieMitteder2030er
Jahrehinziehenwird.DasKanalnetz
mitseinenSchleusen,Pumpen,Brü-
cken und Dükern in NRW ist hoff-
nungslos überaltert, 20 Prozent der
Schleusen stammen noch aus der
Zeit vor 1900. Sie sind dasNetzwerk
des großen Stroms.
Nun ist esnicht so,dassdemBund

dieseProblemeunbekanntsind.Der
Ausbau des Rheins, des Wesel-Dat-
teln-Kanals und des Datteln-
Hamm-Kanals steht im Bundesver-
kehrswegeplan 2030 weit vorn. Viel
Druck ausNRW, diese Projekte auch
umzusetzen, ist nicht gekommen,
was auch daran liegt, dass der grüne
Verkehrsminister und die grüne
Wirtschaftsministerin bei der Frage
der Vertiefung des Rheins zwischen
Düsseldorf und Duisburg, die rund

Ringen um die Rente

A lle ostdeutschen
Ministerpräsiden-
ten beschweren

sich, der CDU-Sozialflü-
gel muckt auf, SPD-Che-
fin und Arbeitsministerin
Bärbel Bas und andere
SPD-Spitzenpolitiker
stimmen ein. Es ist schon
ein ziemliches Tohuwabohu gerade
in der Rentenpolitik, bei der die Ko-
alition sich gerade noch zur großen
Reformeinigkeit gratuliert hat.
Im Zentrum der Aufregung steht

die Forderung der Rentenkommis-
sion, zur Stabilisierung der Renten-

ForderungennachÜberarbeitung sind berechtigt

kassendenabschlagsfreienRenten-
eintritt nach 45 Beitragsjahren ab-
zuschaffen.DastreffevorallemOst-
deutsche, warnen die Ost-Regie-
rungschefs. Nicht meine Idee, dis-
tanziert sich Bas. Bloß das Renten-
paket nicht aufknüpfen, warnen
mehrere in der Koalition.Das klingt
doch weniger nach Einigkeit als

KOMMENTAR

nach Heidenärger. Dabei
lässt sich alles durchaus
zusammen bekommen.
Die Kommission hat bei
ihrem Vorschlag schließ-
licheinigenSpielraumge-
lassen: Sie empfiehlt die
Abschaffung der soge-
nanntenRentemit 63, die

inzwischen eher eine Rentemit fast
65 ist, zum„frühestmöglichen Zeit-
punkt“ und plädiert für Härtefallre-
geln.Beidesmuss imGesetz, dasge-
rade erst erarbeitet wird, noch prä-
zisiert werden.
Genau da setzen etwa die Minis-

terpräsidenten von Sachsen, Sach-
sen-Anhalt undThüringen,Michael
Kretschmer, Sven Schulze und Ma-
rio Voigt an, die nicht einfach Nein
sagen zu den Regierungsplänen,
sondern nachvollziehbarerweise
Übergangsfristenfordern–undHär-
tefallregelungen. Andere, wie Saar-
lands SPD-Regierungschefin Anke
Rehlinger, fordern Vertrauens-
schutz. Das ist kein Aufknüpfen des
Pakets, sondern das berechtigte
RingenumdieAusgestaltungseiner
Inhalte. Es gilt nun für alle Seiten,
sich nicht als Gegner zu begreifen,
sondern als Team. Gemeinsam lässt
sich mehr erreichen, als wenn man
sichgegenseitig für verrückt erklärt.
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Heiko Sakurai

Trumps Politik der Gewalt

Inseiner zweitenAmtszeit präsen-tiert sich US-Präsident Donald
Trump immer wieder gerne als

größter Friedensstifter der Ge-
schichte.Erhabeschonjetztachtbis
zehn Kriege beendet, und deshalb
sollemanihmendlichdenFriedens-
nobelpreis geben. Bereits im Wahl-
kampf von 2024 betonte er, dass er
nichtsmit der Politik der nie enden-
den Kriege seiner Vorgänger zu tun
haben wolle. In Trumps Nationaler
Sicherheitsdoktrin vom Dezember
2025 steht denn auch, die nationa-
len Interessen seien zu großzügig
definiertworden,waszueinervöllig
unnötigenÜberlastungundAuswei-
tung der globalen Präsenz der USA
geführt habe. Trump sprach sich für
eine Politik der außenpolitischen
Zurückhaltung aus.
DieRealitätsiehtganzandersaus.

DieungeheureMachtfülledesPräsi-
dentenamtssamtderenormenmili-
tärischen Macht der USA steigt
TrumpimmermehrzuKopf.Erweiß,
dass er aufgrund der republikani-
schen Mehrheit in beiden Häusern
desKongressesgeradeinderAußen-
und Sicherheitspolitik fast völlig
freie Hand hat. Die Außen-, aber
auchdie Innenpolitik derUS-Regie-
rung beruht daher immer mehr auf
derWillkür eines einzelnenunbere-
chenbarenMannes.
Zu Beginn seiner zweiten Amts-

zeit unterstrich Trump den Anti-
Terror-Kampf der USA und ließ den
Irak, Nigeria und Somalia bombar-
dieren. Er reagierte auf Angriffe auf
amerikanische Soldaten und Mili-
tärstützpunkte imNahenOsten, in-
demerSyrienundvieleHuthi-Stütz-
punkte in Jemen attackieren ließ.
Das brutale israelischeVorgehen im
Gaza-Krieg zurVernichtungderHa-
mas-Terroristen tolerierte Trump
weitgehend und unterstützte die
Regierung Netanjahu dabei zumin-
dest indirekt durchWaffenlieferun-
gen und Finanzhilfen.
Anfang 2026 überfiel die Trump-

Regierung dannVenezuela, um den
sobrutalenwiekorruptenPräsiden-
ten Nicolás Maduro in die USA zu
entführen, wo ihm der Prozess ge-
macht werden soll. Die Bombardie-
rungvermeintlicherDrogenbootein
der Karibik nahm im September
2025 ihren Ausgang. Statt die des

DerUS-Präsidentwolltemit den „nie endendenKriegen“ seiner Vorgängernichts
mehrzutunhaben– inWahrheit setztermehrdenn jeaufdenEinsatzvonWaffen

Drogen-undMenschenhandelsver-
dächtigten Besatzungen zu verhaf-
tenundvorGerichtzustellen,haben
die USA bisher etwa 70 Schiffe ver-
senkt und dabei mehr als 200 Men-
schen getötet.
Im Februar 2026 begannen die

USA und Israel schließlich mit der

AMERIKAVERSTEHEN

koordinierten,illegalenBombardie-
rungdesIran,umdienuklearenAm-
bitionen des Landes, aber auch des-
sen Unterstützung von Terrorban-
denwiederHamasundderHisbollah
im Libanon zu stoppen. Anfänglich
sprach Trump auch von einem Re-
gimewechsel in Teheran, den er
durchsetzenwollte.
Trotz einer im April erreichten,

aber seitdem immer wieder verletz-
ten Feuerpause eskaliert der Iran-
Krieg. Im politischen Washington
wirdsogardesÖfterenüberdenEin-
satz von Bodentruppen spekuliert,
doch ist völlig unklar, wie diese den
Iranbesiegensollten–einLand, im-
merhin viermal so groß wie
Deutschland. Durch die iranische
Schließung der Straße vonHormus,
durchdieeinFünfteldesweltweiten
Rohölhandels läuft, hat der von
Trump ohne gründliches Nachden-
ken begonnene Irankrieg mittler-
weile zurgrößtenglobalenEnergie-
kriseseitdererstenÖlkriseimOkto-
ber 1973 geführt.
Doch damit nicht genug. Derzeit

scheintTrumpzuplanen, terroristi-
sche Stützpunkte in Mali bombar-
dieren zu lassen, auchwenn das vor
allem der autokratischen Militär-
junta in Mali und ihrem russischen
Verbündetenhelfenwürde.Die har-
sche US-Sanktionspolitik gegen das
kommunistische Regime in Kuba
gehtauchweiter.Die Inselhatkaum
noch Ölreserven und steht kurz vor
demKollapsmit verheerendenKon-
sequenzen für die Bevölkerung.
AucherwogTrumpöffentlich,mi-

litärisch inKolumbieneinzugreifen.
Auf dem jüngsten Nato-Gipfel in
Ankara drohteTrumperneut damit,
sichGrönlandanzueignen,einauto-
nomes Territorium des EU-Mit-
glieds und Nato-Partners Däne-
mark. Und auch die Annektierung
Kanadasals51.BundesstaatderUSA
erwähnte Trump seit Beginn seiner
zweitenAmtszeitmehrmals.
DieInnenpolitikdes„Friedensen-

gels“ Trump ist nicht weniger von
Gewalt geprägt. Die Immigrations-
polizei ICE verhält sich außeror-
dentlich brutal, wobei des Öfteren
die Bodycams der zeitweilig in
Sechs-Wochen-Schnellkursen aus-
gebildeten Polizisten ausgeschaltet
bleiben (mittlerweile dauern die
Kurse immerhin wieder zehn Wo-
chen).BeiRazzienwerdenselbstUS-
Bürgerundanderelegal,mitAufent-
haltsgenehmigung imLand lebende

Menschenverhaftetundinüberfüll-
te Zellen geworfen. Mühsam müs-
sen sie dann irgendwie ihre Berech-
tigungnachweisen, imLandzusein.
Vor kurzemwurde Leticia „Letty“

Ugboaja, eine katholische Nonne
aus Nigeria, auf demWeg zur Sonn-
tagsmesse von ICE-Beamten in Te-
xas buchstäblich überfallen, in
HandschellengelegtundineineZel-
le auf der nächsten Polizeidienst-
stellegeschleift.EsdauerteStunden
undbedurftederEinschaltungeines
Kongressabgeordneten,bisdietrau-
matisierte,seitvielenJahrenlegalin
denUSAlebendeOrdensfrauwieder
freigelassenwurde.
Bisher sind in ICE-Haftanstalten

mindestens 50 Menschen ums Le-
ben gekommen, zehn wurden bei
ihrer Verhaftung von ICE-Beamten
erschossen. Nach zwei Verkehrs-
kontrollen mit tödlichem Ausgang
in Texas undMaine beschlossen die
ICE-Behörde selbst und das Innen-
ministerium unlängst, solche Kont-
rollen durch ICE-Beamte vorläufig
zu beenden. Doch das gefiel Trump
ganz und gar nicht. Er bestand per-
sönlichdarauf,dassICEauchweiter-
hin Verkehrskontrollen durchführt,
um illegale Einwanderer zu finden.
InWashingtonD.C.hatTrumpvor

kurzem verfügt, dass die National-
garde,dieseitetwaeinemJahrinder

Hauptstadt patrouilliert, noch bis
zum Ende seiner Amtszeit im Ein-
satz bleiben soll. Offiziell soll so die
Kriminalität bekämpft werden,
doch ist diese schon seit Mitte 2023
rückläufig. Derzeit sind etwa 5000
Nationalgardisten in der Stadt ein-
gesetzt. Das kostet den US-Steuer-
zahler täglich knapp drei Millionen
US-Dollar. Die in braun-grünen
TarnuniformenundmeistmitPisto-
len undhalbautomatischenGeweh-
ren bewaffneten Nationalgardisten
stehenüberall inderStadtinkleinen
Gruppen von vier bis acht Personen
herum, schlendern durch U-Bahn-
Stationen oder an den Sehenswür-
digkeiten vorbei. Sie checken ihre
Handys, plaudern und langweilen
sich ganz offenkundig schrecklich.
Aber sie demonstrieren die All-
gegenwart der Staatsmacht.
Und darum vor allem geht es der

Trump-Regierung. Die „Washing-
ton Post“ spekuliert, dass sich die
Bewohnerinnen und Bewohner der
Hauptstadt unter derTrump-Regie-
rung allmählich anVerhältnissewie
in Russland oder China und man-
chen anderen autoritären Ländern
gewöhnen sollen. Das mag eine
Überinterpretation sein. Ausge-
schlossen ist es keineswegs.

Die Innenminister der EU sind sich
nicht wirklich einig, ob Spanien auf
denAnsturm, den seine ExklaveCeu-
ta erleben musste, gut vorbereitet
war. SiewerdensichmitderFragebe-
fassen müssen, was denn gewesen
wäre, wenn Migranten nicht die
Grenzbefestigungen von Ceuta, son-
dern die auf dem Festland gestürmt
und überrannt hätten. Wer illegal
nachCeutaeinreist, sitzt inderExkla-
ve fest.Ermusszurückkehren.Das ist
dereinzig richtigeWeg,dieseKrisezu
meistern. (...) Jetzt nach „Solidarität“
zurufen,stelltdasGemeinsameEuro-
päischenAsylsystem (GEAS), das nur
wenige Wochen alt ist, gleich wieder
in Frage. Die EU muss sich, wenn sie
nicht ein „zweites 2015“ erlebenwill,
auf eine strenge Kontrolle ihrer
Außengrenzenverlassenkönnen. (...)

EUbraucht
strenge Kontrollen
der Außengrenzen

PRESSESCHAU

Die TausendenMenschen, die in den
vergangenen Tagen durch die Stra-
ßen Ceutas liefen und wenig später
nach Marokko zurückkehrten, haben
dieEUerschüttert.(...)MelonisForde-
rung, das Schengen-Abkommen
gegenüber Spanien vorübergehend
auszusetzen, ist blanker Populismus.
WerinCeutaankommt,kannvondort
nicht ohne Weiteres in andere EU-
Staaten weiterreisen. Die spanische
ExklaveistvonMarokkounddemMit-
telmeerumschlossen.UndItalienhat
ohnehin keine gemeinsame Grenze
mit Spanien.Dochdarumging es vie-
len in ihrenerstenReaktionenauf die
Ereignissegarnicht.Stattdessensetz-
te sich der Eindruck durch, dass sich
in der Krise zunächst einmal jeder
selbst derNächste ist.

ÖffentlichhabendieRegierungschefs
derEU-Länderwohlschonlangenicht
mehr einen so gehässigen Streit aus-
getragenwieandiesemWochenende.
Es sei zumindestSpaniensMitschuld,
dassgeschätztrund60.000Migranten
in die in Nordafrika gelegene spani-
scheExklaveCeutahätteneindringen
können: So lautete der Vorwurf, den
22 EU-Regierungschefs am Samstag
gegenüber Spaniens Regierung in
einemBrief erhoben. (...)
AmDienstagwerdendieJustiz-und

Innenminister der EU-Staaten eine
Videokonferenz zu den Vorgängen
von Ceuta abhalten. Politisch klug
wäre es, wenn sich die Länder dann
nicht erneut als ein so zerstrittener
Haufen präsentierten wie am Wo-
chenende.
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In seiner Kolumne schreibt der gebürtige
Schleidener über dieUSAalsWahlheimat

und liebstes Forschungsgebiet
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In der Hauptstadt
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5000 Nationalgardisten
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Im politischen
Washington wird

sogar über den Einsatz
von Bodentruppen
im Iran-Krieg spekuliert


